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Die Vorteilserlangung wird meist in der Form des Dieb­
stahls in seinen beiden Alternativen (§ 158 StGB) oder 
des Betrugs (§ 159 StGB) erfolgen. In diesen Fällen sind 
die Normen zum Schutze des Eigentums (§§ 158 ff. StGB) 
tateinheitlich neben dem Tatbestand des Vertrauens­
mißbrauchs anzuwenden, weil nur auf diese Weise der 
Charakter und die Schwere des gesamten strafbaren 
Handelns richtig erfaßt werden kann (§§ 6.3, 64 StGB). 
Sind die erlangten Vorteile nicht erheblich, so finden 
— wenn sie in dieser Form erlangt wurden — lediglich 
die Normen zum Schutze des Eigentums Anwendung.

Zum Mißbrauch der Verfügungs- und Entscheidungs­
befugnis

Der M i ß b r a u c h  der Verfügungs- und Entschei­
dungsbefugnis wird in § 165 StGB dahingehend charak­
terisiert, daß der Täter „entgegen seinen Rechtspflichten 
eine Entscheidung oder Maßnahme trifft oder eine ge­
botene Entscheidung oder Maßnahme unterläßt“. In je­
dem Falle ist daher zu prüfen, ob sich ein bestimmtes 
Verhalten sowohl objektiv als auch subjektiv als Miß­
brauch von Befugnissen darstellt. Der Vorsatz muß sich 
sowohl auf den Mißbrauch als auch auf den dadurch, 
herbeigeführten bedeutenden wirtschaftlichen Schaden 
bzw. die erheblichen Vorteile erstrecken.
Bei der Prüfung der Frage, ob ein Mißbrauch von Be­
fugnissen vorliegt, ist die konkrete ökonomische Situa­
tion im jeweiligen Bereich in ihren Zusammenhängen 
sorgfältig aufzuklären. Dazu gehören auch solche Fak­
toren wie die Stellung und Qualifikation des Täters, die 
Kompliziertheit der gegebenen Entscheidung, der Zeit­
faktor (in dem sie zu treffen war) u.ä.mA 
Ausgehend davon, daß mit der weiteren Durchsetzung 
des ökonomischen Systems des Sozialismus die Eigen­
verantwortung der Warenproduzenten erhöht wird, ge­
winnen solche Faktoren wie die Aktivität und das

e Vgl. dazu auch Seidel. „Stellung, Aufgaben und Grenzen des 
Wirtschaftsstrafrechts Im entwickelten gesellschaftlichen Sy­
stem des Sozialismus“, Forum der .Kriminalistik 1968, Heft 5, 
S. 203 ff. (204).

Schöpfertum der leitenden Wirtschaftsfunktionäre zu­
nehmend an Bedeutung. Das erfordert, den Einzelfall 
— soweit Anhaltspunkte dafür vorliegen — auch unter 
dem Aspekt des Wirtschafts- und Entwicklungsrisikos 
zu betrachten (§ 169 StGB). Darüber hinaus sind natür­
lich auch bei der Frage des Mißbrauchs die allgemeinen 
Schuldgrundsätze (z. B. auch der Schuldausschluß ge­
mäß § 10 StGB) zu beachten. Es sei noch darauf hin­
gewiesen, daß der Mißbrauch gemäß § 165 StGB weiter 
gefaßt ist als der gleiche Begriff nach dem Untreuetat­
bestand des § 266 StGB (alt). In § 165 StGB haben beide 
Alternativen des § 266 StGB (alt) Eingang gefunden7.

Zum schweren Fall des Vertrauensmißbrauchs
In § 165 Abs. 2 StGB wird der schwere Fall des Ver­
trauensmißbrauchs geregelt8. Im Unterschied zur Gruppe 
i. S. des § 162 Abs. 1 Ziff. 2 StGB ist hier nur der Or­
g a n i s a t o r  einer Gruppe strafrechtlich verar^wort- 
lich, was eine weitere Differenzierung unseres Straf­
rechts darstellt.
Mit dieser gesetzlichen Bestimmung wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß sich sowohl der innerbetrieb­
liche Produktions- und Zirkulationsprozeß als auch die 
ökonomischen Beziehungen zwischen den Betrieben wei-, 
ter verflechten und sich dementsprechend auch die For­
men und Methoden krimineller Angriffe verändern. 
Wirtschaftliche Schäden werden oft im Zusammenwir­
ken mehrerer Personen herbeigeführt bzw. erst dadurch 
ermöglicht.
Nach wie vor gibt es auch Angriffe von Einzeltätern 
gemäß § 165 Abs. 1 StGB, die große wirtschaftliche 
Schäden herbeiführen bzw. sich kraft ihrer Vertrauens­
stellung ungerechtfertigt erheblich bereichern. Bei die­
sen schweren Schädigungen, die in der Regel das Merk­
mal des mehrfachen Begehens aufweisen, muß auch die 
Möglichkeit des § 64 Abs. 3 StGB geprüft werden.

7 Vgl. OG, Urteil vom 14. Oktober 1968 - 2 Ust 15/68 - (NJ 1969 
S. 55).
8 Zur Problematik des milderen Gesetzes 1. S. des § 81 Abs. 3 
StGB vgl. OG, Urteil vom 14. Oktober 1968 (a. a. O.).
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Merkmale des schweren Falles eines ungesetzlichen Grenzübertritts 
(§ 213 Abs. 2 Ziff. 4 StGB)
Nach § 213 Abs. 2 Ziff. 4 StGB liegt ein schwerer Fall 
des in § 213 Abs. 1 StGB beschriebenen ungesetzlichen 
Grenzübertritts vor, wenn „der Täter mehrfach die 
Tat begangen oder im Grenzgebiet versucht hat oder 
wegen ungesetzlichen Grenzübertritts bereits bestraft 
ist“.
Die letzte dieser Erschwerungsalternativen bietet in 
der Praxis keine Schwierigkeiten. Es ist unbestritten, 
daß hier sowohl vorangegangene Bestrafung als auch 
erneute strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen Ver­
suchs oder Vorbereitung genügt. Deshalb soll hier 
nicht im einzelnen darauf eingegangen werden. Anders 
verhält es sich dagegen mit der Anwendung der 
Alternativen der mehrfachen Tatbegehung bzw. des 
Versuchs im Grenzgebiet.
Unzweifelhaft ist, daß unter „mehrfach“ die minde­
stens zweimalige Tatbestandsverwirklichung verstan­
den werden muß, d. h., daß bereits die zweite Hand­
lung als „mehrfach begangen“ zu beurteilen ist1. Um­
stritten ist dagegen die Frage, was unter „Tat“ i. S. 
der Ziff. 4 zu verstehen ist und welche Konsequenzen
1 Vgl. auch Heilborn / Schlegel, „Einige Fragen der Rechts­
anwendung nach dem neuen StGB“, NJ 1968 S. 456.

sich daraus für die Anwendung der Er^phwerungs- 
alternative des mehrfachen Versuchs im Grenzgebiet 
ergeben.
Einerseits wird unter dem Begriff „Tat“ i. S. der 
Ziff. 4 nur die vollendete Tatbestandsverwirklichung 
gesehen. Daraus wird abgeleitet, daß
— die Tat i. S. der ersten Erschwerungsalternative nur 

dann mehrfach begangen ist, wenn der Tatbestand 
des ungesetzlichen Grenzübertritts in einer oder 
mehreren der im Gesetz beschriebenen Begehungs­
weisen mehrmals v o l l e n d e t  wurde;

— Versuch und Vorbereitung demzufolge für diese 
Alternative außer Betracht bleiben;

— der Versuch ausschließlich nach der zweiten Alter­
native der Ziff. 4 relevant ist, aber nur unter der 
Voraussetzung, daß er bis ins Grenzgebiet geführt 
wurde;

— die mehrfache Vorbereitung in keinem Fall einen 
Erschwerungsgrund nach Ziff. 4 bildet2.

2 Daß und unter welchen Voraussetzungen auch hier und beim 
Versuch außerhalb des Grenzgebiets ein schwerer Fall nach 
§ 213 Abs. 2 vorliegen kann, wird an anderer Stelle behandelt.
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